
1

ZAHLENDATENFAKTEN2026

Militärmacht Europa:

Explodierende
Rüstungsausgaben

Im Europaparlament



2

Redaktionelle Bearbeitung durch: 

Druck:
1. Auflage, Juni 2026
Hollmann Druck GmbH, Blücherstraße 46, 40477 Düsseldorf

Bestellungen:
Dieses Booklet steht auf den unten angegebenen Webseiten zum Download bereit. 
Als gedruckte Broschüre kann sie zudem per E-Mail unter 
bestellungen@oezlem-demirel.de angefordert werden.

Herausgegeben von:
Özlem Alev Demirel
Europäisches Parlament
ASP 02G351
Rue Wiertz 60
1047 Brüssel

Tel.: 0032 228 45589
E-Mail: oezlem.demirel@europarl.europa.eu

www.oezlem-alev-demirel.de
www.left.eu

Impressum

mailto:bestellungen@oezlem-demirel.de


3

Liebe Leser*innen,

wer die Mär glaubte, das „Zeitalter der Krie-
ge und Krisen“ sei nach dem vermeintlichen 
Sieg der kapitalistischen Weltordnung in 
den 1990er Jahren überwunden, wurde 
seither eines Besseren belehrt. Heute erle-
ben wir eine Hochkonjunktur von Krieg, 
Aufrüstung und Militarisierung. Die „Kriegs-
tüchtigkeit“ wird nicht zuletzt in Brüssel zum 
politischen Leitbild erhoben. Bundeskanzler 
Friedrich Merz erklärte, Deutschland müsse 
über die stärkste konventionelle Armee Eu-
ropas verfügen und EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen rief eine „Ära 
der Aufrüstung“ aus. 

Mit dem Weißbuch zur europäischen Vertei-
digung stellte die Kommission im März 

2025 ihre strategischen Leitlinien vor, unter 
dem Motto „Der Augenblick sich wiederzu-
bewaffnen ist für Europa gekommen“. Das 
Maßnahmenpaket reicht von der Unterstüt-
zung steigender nationaler Militärhaushalte 
über gemeinsame EU-Rüstungsprogramme 
bis hin zum Ausbau der europäischen Rüs-
tungsindustrie. 

Mit dieser Logik setzt Brüssel in bislang un-
gekanntem Ausmaß auf militärische Stärke 
und versucht sich in den verschärften 
Großmachtkonflikten neu zu positionieren. 
Die Folgen sind bereits sichtbar: Milliarden 
fließen in militärische Projekte, die Rüs-
tungsindustrie erlebt einen Boom und die 
Militarisierung erfasst zunehmend alle poli-
tischen Ebenen. 

Angeblich sei dies notwendig für Frieden, 
Freiheit und Demokratie. Doch das Gegen-
teil ist der Fall: Militarismus erhöht die 
Kriegsgefahr und setzt die liberale Demo-
kratie immer weiter unter Druck. Wer diesen 
gefährlichen Kurs von Krieg und Aufrüstung 
stoppen will, muss mehr denn je entschie-
den widersprechen. Und beim Widerspruch 
helfen die Fakten in diesem Booklet.

Herzlich, Özlem Alev Demirel
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„Wir wissen, dass wir stark sein müssen, 
und was Stärke bedeutet. Wir sind keine 
militärische Großmacht, aber wir sind 
dabei, eine militärische Großmacht 
aufzubauen.“ (Ursula von der Leyen, 
EU-Kommissionspräsidentin, 14.1.2026)

Militärmacht Europa: 
Mit Volldampf in die 
Großmachtkonkurrenz

2003: Europäische 
Sicherheitsstrategie 

■ Ausrichtung auf Militärinterventionen 
im Ausland („robuste Interventionskultur“)
■ Russland als Partner („Größere Angriffe 
gegen Mitgliedstaaten sind nunmehr un-
wahrscheinlich geworden.“)

2016: EU-Globalstrategie

■ Interessen: „Militärische Spitzenfähig-
keiten“ und „Zugang zu Ressourcen“ 
■ Moderate Kritik an Russland, stärkere 
Autonomie ggü. USA

2022: Strategischer Kompass

■ Russland als Hauptbedrohung: „Rück-
kehr der Machtpolitik“
■ Aufbau US-unabhängiger Strukturen 
(Hauptquartier, Schnelleingreifkräfte...)

2025: Weißbuch Verteidigung

■ Rüstungsindustrielle Abkopplung von 
den USA
■ Re-Arm Europe: Erhöhung der Militäraus-
gaben & Ausbau der Rüstungsproduktion

Die einstige „Zivilmacht Europa“ ist spä-
testens seit dem, ab 1999 erfolgten, Auf-
bau von EU-Interventionstruppen Ge-
schichte. Der Fokus verschob sich dabei 
von Auslandseinsätzen immer stärker da-
hin, sich militärisch für Auseinanderset-
zungen mit Russland, mit Abstrichen Chi-
na und inzwischen auch den USA in Stel-
lung zu bringen.
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Vizekanzler Lars Klingbeil , Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius sowie Vorstandsvorsitzender 
und Präsident von Rheinmetall Armin Papperger eröffnen feierlich das größte Munitionswerk Europas in 
Unterlüß, Niedersachsen. 27. August 2025, Bildquelle: NATO, flickr.com, CC BY-NC-ND 4.0
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1954 Scheitern der Europäischen Vertei-
digungsgemeinschaft (EVG). 

1992 Vertrag von Maastricht: Einführung 
der „Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik“ (GASP).

1997 Vertrag von Amsterdam Die West-
europäische Union (WEU) und da-
mit auch die sog. Petersberg Auf-
gaben (u.a. „Kampfeinsätze bei der 
Krisenbewältigung einschließlich 
friedensschaffender Maßnahmen“) 
werden in die EU überführt.

1999 Helsinki Headline Goal EU-Eingreif-
truppe mit 60.000 Soldat*innen 
(einschließlich Ruhe- und Rotati-
onskontingente 180.000). Ur-
sprünglicher Radius 4.000km um 
Brüssel (heute weltweit). 

2003 Erste EU-Militäreinsätze (Mazedoni-
en und Kongo); Verabschiedung der 
Europäischen Sicherheitsstrategie.

2004 Headline Goal 2010 Zwei Battle-

groups, je 1.500 Soldat*innen um-
fassende schnell verlegbare 
Kampfeinheiten, die permanent ab-
rufbereit stehen. 

2009 Vertrag von Lissabon Der EU-Mili-
tärbereich wird in die „Gemeinsa-
me Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik“ (GSVP) unbenannt.

2010 Der „Europäische Auswärtige 
Dienst“ (EAD) nimmt seine Arbeit 
auf. Er vereint verglichen mit der 
nationalen Ebene das Verteidi-
gungs-, Außen- und große Teile 
des Entwicklungsministeriums.

2013 „Rüstungsgipfel“. Erstmals seit 
2008 widmet sich der Rat allein mi-
litärischen Fragen. 

2016 Verabschiedung der EU-Globalstra-
tegie (Ziel „militärische Spitzenfä-
higkeiten“). 

2017 Einrichtung des „Militärische Pla-
nungs- und Führungsfähigkeit“ 

EU-Militarisierung 1954-2025
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(MPCC) genannten EU-Hauptquar-
tiers. Aktivierung der „Ständigen 
Strukturierten Zusammenarbeit“ 
(PESCO).

2018 Kommissionsvorschlag für die Ver-
ordnung zur Einrichtung des „Euro-
päischen Verteidigungsfonds“ (EVF).

2019 Erster Zyklus der „Koordinierten jähr-
lichen Überprüfung der Verteidi-
gung“ (CARD) ist abgeschlossen. 
Einrichtung eines EU-Rüstungsminis-
teriums, der „Generaldirektion Vertei-
digungsindustrie und Weltraum“.

2020 Einigung auf den EU-Haushalt 
2021-2027 (MFF) einschließlich di-
verser neuer Rüstungstöpfe (Ver-
teidigungsfonds, Militärische Mobi-
lität, Friedensfazilität).

2022 Verabschiedung des „Strategi-
schen Kompass“, in dem die „Rück-
kehr der Machtpolitik“ mitsamt dar-
aus abgeleiteter Rüstungsmaßnah-
men im Zentrum steht. Aufbau ei-

ner Schnelleingreifkapazität (5.000 
Soldat*innen). 

2023 Neue Militärtöpfe ASAP (Muniti-
onsproduktion) und EDIRPA (Be-
schaffung).

2024 Kommission legt Industriestrategie 
(EDIS) und Industrieprogramm 
(EDIP) für den Rüstungssektor vor.

2025 Weißbuch Verteidigung (März), 
Kommissionsvorschlag für den 
Haushalt 2028-2034 (Juli), EDIP 
tritt in Kraft (Dezember).

2026 Europäische Sicherheitsstrategie 
(bei Redaktionsschluss noch nicht 
veröffentlicht).

ab 2028 „Wettbewerbsfonds“ (ECF) mit 
bis zu 50% Budget für militärische 
Zwecke und Rüstungsproduktion - 
derzeit noch in Verhandlung. 
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Am 4. März 2025 legte Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen ein Maßnah-
menpaket zur „Wiederaufrüstung Euro-
pas“ („ReArm Europe“) vor, das dann in 
das „Weißbuch zur europäischen Verteidi-
gung“ vom 19. März 2025 einfloss. Darin 
wird als wesentliches Ziel eine rüstungs-
industrielle Abnabelung von den USA aus-
gegeben, wofür die Militärausgaben er-
höht und die Produktionskapazitäten aus-
gebaut werden sollen. Die Süddeutsche 
Zeitung schrieb, man habe „rhetorisch de-
zent, in der Sache aber eindeutig“ eine 
„Art Scheidungsantrag für die amerika-
nisch-europäische Ehe“ formuliert.

„Wir befinden uns in einer Ära der 
Aufrüstung. Europa ist bereit, seine 
Verteidigungsausgaben massiv zu 
erhöhen.“ (Ursula von der Leyen, 
EU-Kommissionspräsidentin, bei der 
Verkündung von ReArm Europe, 4.3.2025)

„Seite um Seite werden in dem Dokument 
Initiativen aufgelistet, mittels derer die 
EU-Kommission Europas Armeen stärker 
machen und die Rüstungsindustrie des 
Kontinents auf- und ausbauen will. Und 
der strategische Kontext, in dem das 
alles stattfinden soll, ist eben nicht nur 
die wachsende Bedrohung durch 
Russland. Sondern ganz wesentlich die 
Tatsache, dass Europa alleine 
verteidigungsfähig – sprich: unabhängig – 
werden muss, weil es sich auf die 
Unterstützung durch die USA im Ernstfall 
nicht mehr hundertprozentig verlassen 
kann.“ (Süddeutsche Zeitung, 15.3.2025) 

Weißbuch EU-Verteidigung: Transatlantisches 
Scheidungspapier 

„[W]ir werden unsere Vorstellungen nur 
dann auf der Welt, jedenfalls zum Teil, 
durchsetzen können, wenn wir auch 
selbst die Sprache der Machtpolitik spre-
chen lernen, wenn wir selbst eine europä-
ische Macht werden. […] Wir müssen 
unsere Sicherheit selbst in die Hand 
nehmen.“ (Friedrich Merz, Bundeskanzler, 
9.1.2026)
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1. Zinsgünstige Rüstungskredite

Über SAFE („Security and Action for Euro-
pe“) werden den EU-Mitgliedern zins-
günstige Kredite im Umfang von 150 Mrd. 
Euro gegeben – sofern davon Rüstungs-
güter mit einem Anteil von mindestens 
65% aus der EU angeschafft werden. 

2. Aufweichung der 
Maastricht-Kriterien

Militärausgaben im Umfang von bis zu 1,5 
Prozent des BIP können mindestens für 

die nächsten vier Jahre von den Schul-
denregeln des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts (»Maastricht-Kriterien«) aus-
genommen werden. 

3. Zweckentfremdung 
der Kohäsionsfonds

Aus den EU-Kohäsionsfonds zur Anglei-
chung der Lebensverhältnisse können 
nun auch militärrelevante Ausgaben be-
stritten werden. Im März 2026 wurden mit 
11,9 Mrd. Euro die ersten Kohäsionsgelder 
für militärische Zwecke umgewidmet.

4. Mobilisierung von 
Investitionskapital 

Erweiterung der Nachhaltigkeitskriterien 
auf Rüstungsgüter sowie Nutzung der Eu-
ropäischen Investitionsbank für militäri-
sche Zwecke (€6 Mrd. 2026).

5. EU-Haushalt 2028-2034

Erhöhung der militärischen Mittel im 
nächsten EU-Haushalt.

„Wir werden das regelbasierte System, 
das wir gemeinsam mit unseren 
Verbündeten aufgebaut haben, immer 
verteidigen und aufrechterhalten. Aber 
wir können uns nicht länger darauf 
verlassen, dass es der einzige Weg ist, 
unsere Interessen zu schützen.“ (Ursula 
von der Leyen, EU-Kommissionspräsidentin, 
9.3.2026)

ReArm-Europe: Aufrüstungspaket
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Im März 2024 forderte die Kommission 
mit der Industriestrategie (EDIS), den 
(vermutlich deutlich zu niedrig geschätz-
ten) Eigenanteil von 22% einheimischer 
Rüstungsprodukte auf 50% (2030), bzw. 
60% (2035) massiv auszubauen. Den 
hierfür erforderlichen Ausbau der Produk-
tionskapazitäten will die im Dezember 
2025 in Kraft getretene Verordnung für 
ein Industrieprogramm (EDIP) über die 
Einführung kriegswirtschaftlicher Elemen-
te erreichen. Diese umfassen u.a. die Fi-
nanzierung produktionssteigernder Maß-
nahmen, Möglichkeiten im Falle einer si-
cherheitsrelevanten Versorgungskrise 
zum Beispiel die Arbeitszeitrichtlinie außer 
Kraft zu setzen oder auch weitgehende 
Vereinfachungen der Genehmigungspro-
zesse (z.B. Bau- oder Umweltauflagen) 
bei „Planung, Bau und Betrieb“ von „Pro-
duktionsanlagen“.

„Angesichts der Bedrohungen müssen 
wir unser Denken in Europa jetzt auf 
Kriegswirtschaft umstellen. Das bedeutet 
beschleunigte Genehmigungsverfahren 
bei Rüstungsgütern. Das bedeutet mehr 

„Zusammenarbeit zwischen den 
europäischen Rüstungsherstellern. Aber 
das kann auch bedeuten, dass die 
Rüstungshersteller künftig am 
Wochenende im Schichtsystem arbeiten 
und Unternehmen, die bisher 
Industriegüter für zivile Zwecke 
hergestellt haben, künftig Waffen 
produzieren werden.“ (Manfred Weber, Chef 
der konservativen EVP-Fraktion, 15.3.2025)

„Aus dem Programm [sollte] finanzielle 
Unterstützung für Maßnahmen 
bereitgestellt werden, [wie] die 
Reservierung von 
Herstellungskapazitäten (ständig 
verfügbare Einrichtungen) oder 
industrielle Verfahren zur Aufbereitung 
veralteter Produkte, die Ausweitung, 
Optimierung, Modernisierung, 
Verbesserung oder Umwidmung 
vorhandener oder die Schaffung neuer 
Produktionskapazitäten in diesem 
Bereich umfassen.“ (EDIP-Verordnung 
2025/2643)

Aufbruch Richtung Kriegswirtschaft 
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Die wichtigste Rechtsgrundlage der Euro-
päischen Union, ihr „Grundgesetz“, ist der 
seit 2009 geltende „Vertrag von Lissabon“ 
(EUV). Er verbietet es, EU-Haushaltsgel-
der für militärische Belange zu verwenden.

„Die operativen Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Kapitels [Außen- und Militärpolitik] 
gehen ebenfalls zulasten des Haushalts 
der Union, mit Ausnahme der Ausgaben 
aufgrund von Maßnahmen mit militäri-
schen oder verteidigungspolitischen 
Bezügen.“ (Artikel 41(2) EUV)

Dieses Verbot betrifft allerdings nur die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik, weshalb die Kommission militärrelevan-
te Ausgaben munter in den Forschungs-, 
Transport und vor allem den Industrie-
haushalt verschiebt. Ein Gutachten des 
Bremer Juraprofessor Andreas Fischer-
Lescano vom 30. November 2018 kam für 
diese Praxis am Beispiel des EU-Verteidi-
gungsfonds zu dem Ergebnis, die Kommis-
sion betreibe eine „Militarisierung der EU 
auf den Trümmern des Rechts.“ Eine durch 

die Linke 2021 eingereichte Klage gegen 
den Europäischen Verteidigungsfonds 
wurde bis heute nicht behandelt. 

Generell haben weder das EU-Parlament 
noch der Gerichtshof bei Militärfragen 
nennenswerte Kompetenzen. Faktisch hat 
die EU die Gewaltenteilung in der Frage 
von Krieg und Frieden aufgehoben!

„Der Hohe Vertreter der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik hört das 
Europäische Parlament regelmäßig […] 
und unterrichtet es über die Entwicklung 
der Politik in diesen Bereichen. […] Das 
Europäische Parlament kann Anfragen 
oder Empfehlungen an den Rat und den 
Hohen Vertreter richten.“ (Artikel 36 EUV)

„Der Gerichtshof der Europäischen Union 
ist nicht zuständig für die Bestimmungen 
hinsichtlich der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik und für die auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen 
erlassenen Rechtsakte." (Artikel 275 AEUV)

EU-Militärbudgets: Illegal und ohne Kontrolle
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Nach ersten Vorbereitungsprogrammen 
(PADR & EDIDP) und langen Verhandlun-
gen einigte man sich Ende 2020 auf die 
erstmalige Einrichtung diverser Rüstungs-
töpfe im EU-Haushalt 2021 bis 2027: Ein-
gestellt wurden 7,95 Mrd. Euro für den Eu-
ropäischen Verteidigungsfonds (€2,65 
Mrd. für Forschung und €5,3 Mrd. für Ent-
wicklung). Weiter wurden für die „Militäri-
sche Mobilität“ zum schnellen Transport 
von Gütern und Truppen 1,69 Mrd. Euro 
und für die EU-Weltraumprogramme 14,88 
Mrd. Euro (militärisch relevant hier v.a. 
Copernicus und Galileo) vorgesehen. Die 
Mittel des EVF dienen meist als Anschub-
finanzierung für nationale Rüstungspro-
jekte und vor allem als Türöffner für wei-
tere EU-Rüstungsausgaben.

Mit der „Europäischen Friedensfazilität“ 
(EFF) werden über ein „haushaltsexternes 
Instrument“ EU-Militäreinsätze, besonders 
aber Waffenlieferungen an „befreundete“ 
Akteure finanziert. Vorgesehen waren zu-
nächst 5,7 Mrd. Euro. Da sich die EFF aber 
schnell zum zentralen Finanzierungsin-
strument für Waffen an die Ukraine entwi-

ckelte, wurde das Budget in mehreren 
Schritten zuletzt auf 17 Mrd. Euro angeho-
ben. Die EFF speist sich mittlerweile aus 
den Zinserträgen blockierter russischer 
staatlicher Vermögenswerte, die in der EU 
liegen. Im Frühjahr 2026 wurde außerdem 
ein neues Ukraine-Darlehen über 90 Mrd. 
Euro bis Ende 2027 aufgenommen – etwa 
60 Mrd. Euro davon sind für militärische 
Zwecke vorgesehen. 

2023 kamen mit ASAP (€500 Mio. Muniti-
on) und EDIRPA (€300 Mio. Beschaffung) 
zwei weitere allerding nicht nur funktional, 
sondern auch zeitlich bis 2025 begrenzte 
Instrumente hinzu. Diese Begrenzungen 
überwand das im Dezember 2025 in Kraft 
getretene „Programm für die europäische 
Verteidigungsindustrie“ (EDIP) für das 1,5 
Mrd. Euro bis 2027 vorgesehen sind. 

Dammbruch: EU-Militärausgaben 2021-2027 
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EU-Rüstungstöpfe: Von den Anfängen zur Zukunft

Forschung & 
Entwicklung

PADR

ASAP

EDIDP

EDIRPA

Ausbau der Produk-
tionskapazitäten

Beschaffung

Infrastruktur

Waffenlieferungen & 
Militäreinsätze

Quelle: EU und eigene Hinzufügungen

2017–2020    2021  2022  2023  2024  2025  2026  2027      2028–2034

European Defence Fund

EDIP

Militärische Mobilität

Nächster 
EU-Haushalt 
2028-2034

(ECF, Military 
Mobility)

Friedensfazilität
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Im Juli 2025 legte die Kommission ihren 
Vorschlag für den nächsten EU-Haushalt 
2028 bis 2034 vor. Im (militärischen) Zen-
trum steht der „Wettbewerbsfonds“, der 
14 bisherige Instrumente, darunter auch 
die meisten Rüstungstöpfe, vereint. Sie 
finden sich in der neuen Budgetlinie „Resi-
lienz und Sicherheit, Verteidigung und 
Weltraum“, die mit 131 Mrd. Euro üppig 
befüllt werden soll. Wie genau sich dies 
dann auf einzelne Maßnahmen verteilen 
wird, ist unklar. Vermutlich wird die Kom-
mission versuchen, hier weitgehende Nar-
renfreiheit zu erlangen. Hierdurch würden 
die parlamentarischen Kontrollmöglichkei-

ten noch weiter geschwächt und auch an-
dere Finanzinstrumente, Fonds und 
EU-Politiken einem sicherheits- und geo-
politisch geprägten Ansatz untergeordnet. 
Die weitere Umleitung von zivilen Mittel in 
den militärischen Bereich wird automa-
tisch zu einer weiteren Militarisierung der 
EU und zu Kürzungen bei sozialen und zi-
vilen EU-Programmen führen.

Ein eigenes Budget erhält zudem die „Mi-
litärische Mobilität“ (17 Mrd. Euro) und 
auch die „Friedensfazilität“ (30 Mrd. Euro) 
soll weiter als haushaltsexternes Instru-
ment bestehen bleiben. 

Rasanter Anstieg: EU-Haushalt 2028-2034 

EU-Haushalt: Militärrelevante Töpfe (in Mrd. Euro)
2021 bis 2027 2028 bis 2034 Budgetlinie

131 Verteidigung & Weltraum
14,88 Weltraum
7,95 Verteidigungsfonds
1,5 EDIP
0,5 ASAP
0,3 EDIRPA
1,69 17 Militärische Mobilität
17 30 Friedensfazilität (haushaltsextern)

Quelle: Vorschlag der EU-Kommission vom 16. Juli 2025 (COM(2025) 570 final)
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NATO-Militärausgaben: Von Rekord zu Rekord

Quelle: NATO (BIP eigene Berechnungen)

Der gerne erweckte Eindruck chronisch un-
terfinanzierter europäischer Armeen trügt 
schon für die Phase, bevor es mit der Zeiten-
wende steil bergauf ging. Durch das im Juni 
2025 von allen EU-NATO-Staaten (außer 

Spanien) beschlossene neue Ausgabenziel 
von 5% des BIP –  3,5% im engeren (Verteidi-
gung, Waffenlieferungen…) und 1,5% im wei-
teren (Infrastruktur…) Sinne – stehen zusätzli-
che astronomische Steigerungen vor der Tür.

Verglichen mit den NATO-Zahlen liegen die 
Ausgaben 2025 von China ($336 Mrd.) und 
Russland ($190 Mrd.) laut SIPRI deutlich nied-
riger. Für bessere Vergleichbarkeit wird häufig 
auf Angaben nach Kaufkraftparität verwie-
sen, wobei oft The Military Balance zitiert 
wird. Diese nennt aber keine vergleichbaren 
Zahlen für die europäischen Staaten. Außer-

dem ist die Berechnungsmethode dort nicht 
nachvollziehbar. Nach Berechnungen von Pe-
ter Robertson/ The Economist fallen entspre-
chende Zahlen sowohl für China ($612 Mrd.) 
als auch Russland ($413 Mrd.) deutlich höher 
aus. Allerdings liegen die Ausgaben der NATO 
ohne die USA nach Kaufkraftparität mit $923 
Mrd. weiterhin klar über denen Russlands. 

NATO (in Mrd. Dollar)
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 3,5% 5%
895 911 918 972 1053 1097 1183 1190 1290 1483 1637 2068 2954

NATO ohne USA (in Mrd. Dollar)
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 3,5% 5%
254 256 275 300 301 325 359 355 415 515 657 1000 1428

„Die Verbündeten sagen zu, bis 2035 jährlich fünf Prozent ihrer Wirtschaftsleistung in 
die zentralen Verteidigungsaufgaben sowie in verteidigungs- und sicherheitsrelevante 
Ausgaben zu investieren.“ (Abschlusserklärung des NATO-Gipfels 24./25. Juni 2025)
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Um die Aufrüstung zu rechtfertigen, wird 
zumeist auf ein geheimes NATO-Papier 
verwiesen, demzufolge Russland spätes-
tens 2028 (nicht wie Verteidigungsminis-
ter Pistorius falsch wiedergab 2029) die 
NATO angreifen könnte. Allerdings sind 
die europäischen NATO-Staaten auch 
ohne die USA außer bei Atomwaffen 
Russland bereits heute militärisch haus-
hoch überlegen.

„Wir dürfen nicht glauben, dass Putin an 
den Grenzen der Ukraine, wenn er so 
weit kommt, haltmachen wird. Wir 
müssen bis 2029 kriegstüchtig sein.“ 
(Boris Pistorius, Verteidigungsminister, 5.6.2024) 

„Niemand hat es [das NATO-Papier] lesen 
können. Ohnehin wird die Zahl 2029 von 
Politikern strategisch genutzt. Sie müssen 
sagen, dass Russland 2029 einen Krieg 
führen könnte, um die Menschen auf 
höhere Verteidigungsmaßnahmen 
einzustimmen. […] Ein russischer 
Einmarsch in Deutschland ist für mich 
ausgeschlossen.“ (Carlo Masala, Professor 
der Bundeswehr-Universität München, 
26.5.2025)

Kräftevergleich: Russland vs. Europa

Kampf-
panzer

Gepanzerte 
Fahrzeuge

Artillerie Kampfhub-
schrauber

Hauptkriegs-
schiffe

U-Boote Kampf-
flugzeuge

Strat.
Bomber

NATO 
ohne 
USA

7104 30030 15896 428 143 74 2215 0

Russland 3630 9910 5976 335 34 53 1064 114

Quelle: Wulf, Herbert: Europa allein zu Haus? Europas Sicherheitspolitik in Zeiten Donald Trumps, Green-
peace-Studie, 26. Mai 2026, S. 9 (auf Basis von Daten der Military Balance 2026). 
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Deutsche und norwegische Soldaten während der NATO-Übung „Iron Wolf“ in Litauen, 16.5.2025. 
Bildquelle: NATO, flickr.com, CC BY-NC-ND 2.0
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Deutsche Führungsansprüche 

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Verteidigungshaushalt 50,4 50,1 52 62,3 82,2 104,5 149,5 158,8 179,8
Sondervermögen 0,1 8,4 19,8 24 25,5 27,5
NATO-Kriterien 7,81 9,1 18,8 20,4
Weitere Ausgaben der 
Bereichsausnahme 18,6 20,5 17,4 17,2 16,6
Gesamt 58,3 67,6 90,6 106,7 126,3 152,5 166,9 176 196,4

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
Offizieller Militärhaushalt (Soll) 32,4 33 34,3 37 38,5 43,2 45,7 46,9
Sondervermögen
NATO-Kriterien 2,3 3 3,3 3 3,5 4 4,5 6
Gesamt 34,7 36 37,6 40 42 47,2 50,2 52,9

Quelle: NATO & Finanzplan des Bundes bis 2030. Angaben in Mrd. Euro (Soll).

Quelle: NATO & Bundeshaushalte. Angaben in Mrd. Euro (Soll).

Die Kopplung von Militärausgaben an die 
Wirtschaftskraft soll Deutschland zu genau 
dem machen, was schon seit vielen Jahren 
erklärtes Ziel ist: Zur stärksten konventionel-
len Militärmacht Europas. Der Gründungs-
zweck der Europäischen Union, nie wieder 
eine deutsche militärische Vorherrschaft zu 
ermöglichen, wird so in sein Gegenteil ver-
kehrt. Das Ausklammern von Militärausga-
ben über 1% des BIP bei der Schuldenbrem-
se („Bereichsausnahme“) eröffnet die Mög-
lichkeit für gigantische Budgetsteigerungen. 

„Dieses Europa blickt auf uns. Europa 
erwartet etwas von uns. Die neue 
Bundesregierung nimmt diese 
Verantwortung an. [...] Die Stärkung der 
Bundeswehr steht dabei für uns an erster 
Stelle. Die Bundesregierung wird 
zukünftig alle finanziellen Mittel zur 
Verfügung stellen, die die Bundeswehr 
braucht, um konventionell zur stärksten 
Armee Europas zu werden.“ (Friedrich Merz, 
Bundeskanzler, 14.5.2025)
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Mit dem Aachener-Vertrag von 2019 ha-
ben Deutschland und Frankreich ganz of-
fiziell ihren Anspruch festgehalten, beim 
Aufbau eines europäischen Rüstungs-
komplexes die unangefochtene Führungs-
rolle zu übernehmen. Gemeinsame Groß-
projekte sollen sich als europaweite Stan-
dardsysteme etablieren, so zu einer Kon-
zentration („Konsolidierung“) des Sektors 
beitragen und damit gleichzeitig auch die 
„Erfolgsaussichten“ auf den globalen Ex-
portmärkten „verbessern“. 

Hierfür wurden ein deutsch-französisches 
Luftkampfsystem (FCAS), ein Kampfpan-
zer (MGCS), eine Eurodrohne (MALE 
RPAS) und ein Seefernaufklärungsflug-
zeug (MAWS) auf den Weg gebracht. Al-
lerdings wandeln sich die Kräfteverhält-
nisse aufgrund drastisch auseinanderlau-
fender Rüstungsausgaben: So plant 
Frankreich für 2030 mit einem Verteidi-
gungshaushalt von „nur“ 76 Mrd. Euro, 
also gut 100 Mrd. Euro weniger als 
Deutschland. Vor diesem Hintergrund ver-
sucht Deutschland bei den heftigen Strei-
tereien um die Anteile am Rüstungsku-

chen seine Interessen rigoros durchzuset-
zen. Dies gilt besonders für das auf Ent-
wicklungskosten von mindestens 100 
Mrd. Euro geschätzte FCAS-Riesenpro-
jekt. Aus diesem Grund sind diese Groß-
projekte inzwischen in eine schwere Krise 
geraten oder teils bereits mehr oder weni-
ger gescheitert.

Viele Staaten haben außerdem nicht ver-
gessen, wie rabiat Deutschland seine 
ökonomische Macht im Zuge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise eingesetzt hat – 
sie blicken mit Sorge auf die rasant wach-
senden militärischen Kapazitäten Berlins. 
Frankreich versucht deshalb seinen Sta-
tus als einziger EU-Atomwaffenstaat als 
letzte Trumpfkarte zu verteidigen. Doch 
auch hier werden deutsche Forderungen, 
diese Waffen zu Europäisieren (und Berlin 
damit Zugriffsrechte zu ermöglichen) oder 
sogar eigene deutsche Atomwaffen zu 
besitzen immer lauter. 

Deutschland und Frankreich: 
Konfliktbeladene Partnerschaft
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Rüstungsexporte versprechen nicht nur 
zusätzliche Profite, sie helfen auch kriti-
sche Größenordnungen zu erreichen, um 
sich „besser“ gegenüber der ausländi-
schen Konkurrenz behaupten zu können. 
Deshalb sind in die – dem Wortlaut nach 
eigentlich recht strengen und seit 2008 
rechtsverbindlichen – EU-Rüstungsexpor-
trichtlinien bewusst scheunentorgroße 
Schlupflöcher eingebaut. So obliegt zum 
Beispiel die Auslegung einzelner Kriterien, 
etwa ob ein Land die Menschenrechte 
verletzt, den am Export interessierten 
Staaten. Außerdem findet keine Prüfung 
statt, ob sich die EU-Länder an die Richtli-
nien halten, ganz zu schweigen von Sank-
tionen, sollte dies nicht der Fall sein. Dar-
über hinaus liefern die Mitgliedstaaten 
ihre Daten meist notorisch zu spät und 
teils auch noch grob irreführend ab 

(Frankreich z.B. gibt als Export jedes An-
bahnungsgespräch an, was die Daten völ-
lig unnütz macht, Deutschland macht kei-
ne Angaben zu tatsächlichen Exporten).

„Das Prinzip ‚Beschaffen, auch um zu 
exportieren‘ wird zum neuen Standard. 
Exportüberlegungen werden an den 
Anfang des Beschaffungsprozesses 
gestellt. Die fundierte Bewertung des 
Exportpotenzials wird zum verbindlichen 
Kriterium der Vergabeentscheidung. 
Dadurch werden Skaleneffekte in der 
Produktion erzielt, Stückkosten gesenkt, 
hochqualifizierte Arbeitsplätze gesichert 
und die industrielle Basis nachhaltig 
gestärkt.“ (Nico Lange, René Obermann, 
Joachim von Sandrart und Moritz Schularick, 
Beraterkreis im Wirtschaftsministerium, 
22.10.2025) 

Beschaffen, um zu exportieren!

Quelle: Bundeswirtschaftsministerium

Deutsche Rüstungsexportgenehmigungen in Mio. Euro
2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

3961 7859 6484 6242 8015 5824 5841 9352 8362 12130 13300 13100
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Für das Hochfahren der Rüstungsproduk-
tion sind immense Investitionen erforder-
lich. Allerdings schlossen die EU-Nachhal-
tigkeitskriterien, an denen sich zahlreiche 
Investmentfonds orientieren, Investitionen 
in Unternehmen mit einem Rüstungsanteil 
über 10 Prozent lange aus. Nach einer in-
tensiven Lobbykampagne eröffnete die 
Europäische Wertpapier- und Marktauf-
sichtsbehörde (ESMA) im Mai 2024 
ESG-Fonds die Möglichkeit, bis zu 20% 
des Portfolios in nicht-nachhaltige Invest-
ments – auch Rüstungsunternehmen – zu 
stecken. Weiterhin unvereinbar sind ledig-
lich Investitionen in völkerrechtlich geäch-
tete Waffen. Seither steigen „nachhaltige“ 
Rüstungsinvestitionen sprunghaft an. Die-
se Einstufung ist allein schon deshalb zy-
nisch, weil Rüstungsgüter zentrale Verur-
sacher von CO2-Emmissionen sind.   

„Sicherheit ist die Mutter aller 
Nachhaltigkeit! Diesen Schlachtruf hat 
sich unser Verband vor einiger Zeit auf 
die Fahne geschrieben.“ (Hans Christoph 
Atzpodien, Hauptgeschäftsführer des 
BDSV-Lobbyverbandes, 9.11.2021)

„Die EU-Verordnung über nachhaltigkeits-
bezogene Offenlegungspflichten im 
Finanzdienstleistungssektor (Sustainable 
Finance Disclosures Regulation, SFDR) 
steht der Finanzierung des Verteidi-
gungssektors nicht entgegen.“ (Weißbuch 
2025: S. 30)

„Nach Attac-Berechnungen betrugen die 
globalen Emissionen des Militärs im Jahr 
2025 rund 4,3 Milliarden Tonnen CO2 
-Äquivalent. Das entspricht etwa 8 
Prozent der globalen Emissionen. […] 
Steigen die weltweiten Militärausgaben 
weiter wie geplant an, würden die 
weltweiten Heere 2030 etwa 25 Prozent 
der maximal erlaubten 
Gesamtemissionen beanspruchen.“ 
(Wettrüsten macht Klimaziele unerreichbar, 
Attac Policy Insights 1/2026)

Nachhaltige Rüstung? 
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Vertreter*innen der Rüstungsindustrie ge-
ben sich in der Kommission die Klinke in 
die Hand. Allein Thales brachte es 2025 
auf 35 Treffen mit hochrangigen EU-Offi-
ziellen (Leonardo: 27 und Rheinmetall: 8). 

Die Entstehung des EU-Verteidigungs-
fonds ist eines von vielen Beispielen für 
„erfolgreiches“ Lobbying. Er basiert auf 
dem Vorschlag, den eine 16-köpfige 
„hochrangige Gruppe“ aus Vertreter*in-
nen der Rüstungsindustrie und ihr nahe-
stehenden Politiker*innen erarbeitet hat, 
und der dann weitgehend von der Kom-
mission übernommen wurde. 

Auch der Aufweichung der EU-Nachhal-
tigkeitskriterien zugunsten von Investitio-
nen in den Rüstungssektor ging eine in-
tensive Lobbykampagne voraus. Der 
deutsche Lobbyverband BDSV war unter 
dem Motto „Sicherheit ist die Mutter aller 
Nachhaltigkeit“ besonders umtriebig. 

„Bei sieben Treffen der EU-Kommission 
mit Vertretern der Konzerne Leonardo, 
Airbus, Patria Oyi, Rolls Royce und der 
Lobbygruppe ASD ging es ganz offiziell 
um die EU-Taxonomie, nachhaltige 
Investitionen oder die ‚Defence Industry 
Policy‘. […] Auffällig ist, dass sich die 
Formulierung der Kommission 
stellenweise Wort für Wort mit der 
Formulierung aus der Stellungnahme des 
BDSV gleicht.“ (Aurel Eschmann, 
Lobbycontrol, 8.10.2024)

Gut organisiert: Die Rüstungslobby 
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Illustre Lobbygruppe für den EU-Verteidigungsfonds

Die Group of Personalities aus dem Jahr 2016 leistete wichtige Vorarbeiten für den EU-Verteidi-
gungsfonds: Fernando Abril-Martorell (CEO Indra*), Carl Bildt (Ex-Premierminister Schweden (M)), 
Antoine Bouvier (CEO MBDA*), Håkan Buskhe (CEO Saab*), Paul de Krom (CEO TNO), Tom Enders 
(CEO Airbus Group*), Michael Gahler (MdEP (CDU)), Elisabeth Guigou (französische Politikerin 
(PS)), Ian King (CEO BAE Systems*), Bogdan Klich (Ex-Verteidigungsminister Polen (PO)), Federica 
Mogherini (EU-Außenbeauftragte), Mauro Moretti (CEO Finmeccanica*), Reimund Neugebauer 
(Präsident Fraunhofer-Gesellschaft), Arndt Schoenemann (Vorsitzender ASD), Teĳa Tiilikainen 
(Chefin FIIA), Nick Witney (Ex-Chef EU-Verteidigungsagentur);
*Vertreter der Rüstungsindustrie

Group of personalities on defence research. Bildquelle: Europäische Union
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Europaweit erweist sich die Zeitenwende als 
Glücksfall für die Rüstungsindustrie und ihre 
Aktionär*innen. Beispielhaft sei hier Rhein-
metall genannt, dessen Aktienwert von rund 
80 Euro (Dezember 2021) explosionsartig 
auf einen zwischenzeitlichen Höchststand 
von fast 2000 Euro stieg (September 2025). 
Die Dividende erhöhte sich von 2 Euro 
(2021) über 5,70 Euro (2024) auf 11,50 Euro 
(2026). Als Umsatzerwartung für 2026 wird 
von einer Steigerung um 40 bis 45 Prozent 
auf 14 bis 14,5 Mrd. Euro ausgegangen.

Profiteure: Die größten EU-Konzerne

EU-Unternehmen Umsatz 
2024

Rüstungs-
anteil

Thales (F) 15.9 72,00 %
Leonardo (I) 13.82 72,00 %
Airbus (D/F) 12.7 17,00 %
Rheinmetall (D) 8.25 78,00 %
Saab AB (S) 5.54 92,00 %
MBDA (D/F/I/UK) 5.3 100,00 %
Safran 5.2 18,00 %
Naval Group (F) 4.76 100,00 %
Dassault Aviation (F) 4.22 63,00 %
KNDS (D/F) 4.11 100,00 %

Quelle: Defensenews Top 100. Umsätze der Rüs-
tungssparte 2024 in Mrd. Dollar.

Umsatz Verteidigung 2024

Militärische Luftfahrt
74,9 Mrd. €

 +13,6 % ggü. Vorjahr
 40,8 % Anteil

Landstreitkräfte
65,3 Mrd. €

 +14,3 % ggü. Vorjahr
 35,6 % Anteil

Marine
43,2 Mrd. €

 +13,6 % ggü. Vorjahr
 23,6 % Anteil183,4 Mrd. €

+13,8 % ggü. Vorjahr

Beschäftigung Verteidigung 2024

Land- und 
Seestreitkräfte

393.000 
 +7,7 % ggü.Vorjahr

 62,1 % Anteil

Militärische 
Luftfahrt
240.000 

+10,1 % ggü. Vorjahr
 37,9 % Anteil

633.000 
+8,6 % ggü. Vorjahr

Quelle: ASD: Facts & Figures 2025
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Interessierte Kreise wollen uns weisma-
chen, es könne ein „Olivgrünes Wirt-
schaftswunder“ (Handelsblatt) geben. 
Wichtigste Quelle ist hierfür die Studie 
„Waffen und Wachstum“ des Kieler Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung, die zu dem 
Ergebnis kommt, dass über Schulden 
massiv steigende Militärausgaben kurz-
fristig zu einem Anstieg des BIP führen. 
Das ist zwar unstrittig, ebenso aber die 
Tatsache, dass diese Effekte in jedem an-
deren Sektor weitaus höher wären. Au-
ßerdem kommen die meisten Untersu-
chungen zu dem Ergebnis, dass sich die-
se Rüstungsschulden mittel- bis langfris-
tig negativ auf das Wachstum auswirken.

„Investitionen in die öffentliche 
Infrastruktur oder soziale 
Dienstleistungen wie Kitas und 
Ganztagsschulen weisen […] vier- bis 
sechsmal höhere Produktionseffekte pro 
eingesetztem Euro [auf]. Auch 
Investitionen in grüne Technologien, die 
zugleich ökologische und ökonomische 
Ziele verfolgen, dürften eine signifikant 
höhere gesamtwirtschaftliche Wirkung 
entfalten als staatliche Ausgaben im 
Bereich der militärischen Beschaffung. 
[…] Aus ökonomischer Sicht ist die 
geplante Militarisierung der deutschen 
Wirtschaft eine risikoreiche Wette mit 
niedriger gesamtwirtschaftlicher 
Rendite.“ (Tom Krebs und Patrick 
Kaczmarczyk, Wirtschaftliche Auswirkungen 
von Militärausgaben in Deutschland, Juni 2025)

Das Märchen vom olivgrünen Rüstungswunder

Entwicklung der Zinsausgaben des Bundes 2021 bis 2030
2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

3.9 15.3 37.7 34.3 30.2 30.3 41.3 55.3 66.5 78.7

Quelle: Finanzplan des Bundes 2025 bis 2029 und 2026 bis 2030 (in Mrd. Euro)
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Kanonen statt Butter: Abrüstung als Klassenfrage 

Durch die wachsenden Rüstungsausga-
ben steigt die deutsche Staatsverschul-
dung rasant. Allein von 2026 bis 2030 
werden sich die fast ausschließlich auf die 
Militärausgaben zurückzuführenden neu-
en Schulden nach aktuellem Finanzplan 
auf 534,5 Mrd. Euro summieren. Die Zins-
zahlungen werden dadurch im selben 
Zeitraum von 30,3 Mrd. Euro (2026) auf 
78,7 Mrd. Euro (2030) steigen und dann 
allein rund 12,5% des Haushalts ausma-
chen. Deshalb wird immer massiver gefor-
dert, die Militärausgaben baldmöglichst 
über Kürzungen in anderen Haushalten, 
vor allem bei den Sozialausgaben, gegen-
zufinanzieren.

„Ich werde mich durch Worte wie 
Sozialabbau und Kahlschlag und was da 
alles kommt nicht irritieren lassen. […] Der 
Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, ist 
mit dem, was wir volkswirtschaftlich 
leisten, nicht mehr finanzierbar.“ (Friedrich 
Merz, Bundeskanzler, 24.8.2025)

„Wir lehnen die Pläne der EU ab, 
zusätzlich 800 Milliarden Euro für Waffen 
auszugeben. Das sind 800 Milliarden 
Euro, die gestohlen werden. Gestohlen 
von Sozialleistungen, Gesundheit, 
Bildung, Arbeit, Friedensförderung, 
internationaler Zusammenarbeit […] und 
Klimagerechtigkeit. Davon profitieren nur 
die Waffenhersteller in Europa, den USA 
und anderswo. Es wird Kriege 
wahrscheinlicher machen und die 
Zukunft für alle unsicherer! Es wird mehr 
Schulden, mehr Sparmaßnahmen und 
mehr Grenzen mit sich bringen. Es wird 
Rassismus verstärken. Es wird den 
Klimawandel vorantreiben. Wir brauchen 
keine weiteren Waffen; wir müssen uns 
nicht auf weitere Kriege vorbereiten. Was 
wir brauchen, ist ein völlig anderer Plan: 
echte, soziale, ökologische und 
gemeinsame Sicherheit für Europa und 
für die Welt.“ (Bündnis Stop ReArm Europe!)
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Demonstration gegen Krieg und Aufrüstung in Mailand, Italien. 
Bildquelle: Edoardo Ceriani, Unsplash.com
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Im Europaparlament

Frieden verteidigen.
Abrüsten jetzt!


